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Heber die Einbringung von Berzugszinſen im adminiftrativen | 
hege. 

Laut Hofkammerdecret vom 25. Juni 1819, Z. 26.991, wurde 
angeordnet, „daß jede an das Aerar Zahlung zu leiſten habende Par⸗ 
tei verbunden ſei, die auferlegte Zahlung (wenn nicht durch ein Geſetz 
oder nach 8 1334 a. b. G. B. ein anderer Termin beſtimmt iſt) 
binnen 30 Tagen zu entrichten und daß vom 31. Tage an nebſt der 
Schuld auch noch die geſetzmäßigen Verzugszinſen zu verrechnen kommen.“ 

Dieſe Vorſchrift wurde mit Hofkanzleidecret vom 15. November 
1821, 3. 32.358, auch auf die politiſchen Fonde und Anſtalten (dann 
auf die ſtändiſchen und ſtädtiſchen Caſſen) ausgedehnt. 

Laut Hofkammerdeeret vom 27. Juni 1834, 3. 24.868, wurde 
angeordnet, daß es von der Vorſchrift vom Jahre 1819 über die 
Abnahme von Verzugszinſen abzukommen habe. 

Dies wurde mit dem Beiſatze bekannt gemacht, daß ſür die 
Einbringung der auf Aerarialſteuern und Geſälle Bezug habenden 
Ausſtände nach den diesfalls beſtehenden beſonderen Vorſchriften, ſowie 
für die Einbringung der den Beamten aus ihrer Verrechnung obliegenden 
Aerarialerſätze im adminiſtrativen Wege zu ſorgen ſei, dann aber, 
wenn die adminiſtrativen Verfügungen nicht hinreichen, oder wenn der 
Erſatz auf einem Caſſadeficit oder einer doloſen Handlung beruht, und 
überhaupt wenn der Erſatz im gerichtlichen Wege eingetrieben werden 
muß, von dem der Staatsverwaltung nach den SS 994, 995, 1333 
und 1334 des a. b. G. B. zustehenden Rechte auf Verzugszinſen der 
gehörige Gebrauch zu machen ſei 

Zufolge Hofkanzleideeret vom 4. December 1834, Z. 29.557, 
wurde das Gleiche hinſichtlich der politiſchen (ſtändiſchen und ſtädtiſchen) 
Fonde verfügt. 
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Aus der Mittheilung dieſer alten Vorſchriften ergibt fich bei dem 
Umſtande, als bisher eine allgemein geltende geſetzliche Norm in 
neuerer Zeit nicht erfloſſen iſt, die Beantwortung der Frage, ob und 
welche Verzugszinſen im adminiſtrativen Wege hereinzubringen ſeien, 
von ſelbſt, wobei aber bemerkt wird, daß in der Praxis ein verſchiedener 
Vorgang diesfalls eingehalten wird. 

Es wird an dem Grundſatze feſtzuhalten ſein, daß für die 
Forderungen des öffentlichen Rechtes Verzugszinſen nur dann im 
adminiſtrativen Wege eingetrieben werden können, wenn ein ſpecielles 
Geſetz dies ausdrücklich normirt. 

Zunächſt verweiſen wir diesfalls auf das Geſetz vom 9. März 
1870, R. G. Bl. Nr. 23, welches bezüglich der Einhebung von 
Verzugszinſen zu den directen Steuern im § 4 Folgendes anordnet: 
„Wird die Steuerſchuldigkeit binnen vier Wochen nach dem Ein⸗ 
zahlungstermine nicht abgeſtattet, ſo iſt dieſelbe ſammt den bis zum 


Zahlungstage entfallenden Verzugszinſen nach Ablauf dieſer Friſt ſofort 
mittelſt des vorgeſchriebenen Zwangsverfahrens einzubringen.“ 


Auch nach einzelnen Landesgeſetzen iſt es zuläſſig, für die Landes⸗ 
Gemeindeumlagen Verzugszinſen im politiſchen Wege einzuheben. 
Endlich liegt uns eine Entſcheidung des Miniſteriums des Innern 
vom 12. Februar 1871, 3. 1297, vor ), derzuſolge bei Forderungen, 
ruͤckſichlich welcher die Unterwerfung unter die Execution der politiſchen 
Behörden ausdrücklich vereinbart worden iſt, doch die Betreibung der 
Verzugszinſen im adminiſtrativen Wege nicht in Anſpruch genommen 
werden kann. 

Es hatte nämlich ein Privater mehreren nothbedrängten Gemeinden 
Getreide auf Borg verkauft, und das Miniſterium entſchied unter Hin⸗ 
weiſung auf die Hoſdeerete vom Jahre 1834, daß im obigen Falle, 
inſoweit nicht „die bezüglichen Vertragsurkunden ausdrücklich das Gegen— 
theil feſtſetzen“, auf Beitreibung der Verzugszinſen durch die politiſchen 
Behörden nicht Anſpruch gemacht werden kann. 

Nun behandeln die Hofdecrete vom Jahre 1819 und 1834 
allerdings nur Forderungen des öffentlichen Rechtes, welche politiſche 
Fonde und Anſtalten, ſtändiſche und ſtädtiſche Caſſen zu ſtellen haben. 
Anderſeits iſt aber für ſo manche geſetzlich auferlegte Leiſtungen, die 
keine öffentlichen Fonds im weiten Sinne des Wortes betreffen, die 
politiſche Execution eingeräumt, jo für Waſſerbau⸗Concurrenzbeiträge, 
Genoſſenſchaftsgebühren, Stollgebühren, für einzelne Aſſecuranzen, Forſt⸗ 
ſchadenerſätze, iſraelitiſche Cultusgemeindebeiträge u. ſ. f. Hinſichtlich 
dieſer könnte gegen die oben ausgeſprochene principielle Anſchauung 
eingewendet werden, daß wohl der Vertreter des Aerars oder des 
Landes-, Bezirks⸗, Gemeinde⸗ oder anderen für öffentliche Zwecke beſtehenden 
Fondes auf die Einhebung von Verzugszinſen verzichten kann, daß aber 
dieſelbe auch im adminiſtrativen Wege veranlaßt werden ſollte, wenn 
Privaten oder Corporationen für Forderungen aus dem öffentlichen 
Rechte die politiſche Execution eingeräumt iſt, denn der $ 1334 a. b. 


) Zeitſchrift für Verwaltung 1871, Seite 135. 


G. B. legt eine Verzögerung einem Schuldner dann zur Laſt, wenn 
er den durch das Geſetz beſtimmten Zahlungstag nicht zuhält; wenn 
aber die politiſche Execution nicht rechtzeitig von der politiſchen Behörde 
zur Durchführung gelangt, wird ſie theilweiſe illuſoriſch. 

Allein dieſer Argumentation muß einfach entgegengehalten wer⸗ 
den, daß eben die Hinfichtlich der Execution beſtehende Norm nicht über 
den ſtricten Wortlaut ausgedehnt werden darf und daß auch für das 
Aerar die Berechtigung zur Einhebung von Verzugszinſen nur in jenen 
Fällen angenommen wird, für welche ſie ausdrücklich zugeſtanden iſt. 

In dem oben mitgetheilten Falle hat auch das Miniſterium in 
conſequenter Weiſe bei der Unterwerfung unter die politiſche Execution 
die Einhebung von Verzugszinſen dann als zuläſſig erklärt, wenn die 
bezüglichen Vertragsurkunden ſie ausdrücklich ſtatuiren. 

Wenn aber die fällige Leiſtung im gerichtlichen Wege eingetrieben 
werden muß, ſind gleichzeitig die nach den Beſtimmungen des allg. 
bürgerl. Geſetzbuches zuläſſigen Verzugszinſen einzuheben. 

In dieſer Beziehung ſei hier noch bemerkt, daß nach wieder⸗ 
holten Entſcheidungen des Oberſten Gerichtshofes die Berechtigung der 
Gerichtsbehörden zur Einbringung aller Steuerrückſtände, überhaupt der 
öffentlichen Abgaben außer Zweifel ſteht, daß den Gerichten eine Prü⸗ 
fung der Angemeſſenheit der von der Behörde getroffenen Wahl zwiſchen 
gerichtlicher und potitiſcher Executionsführung nicht zuſteht und daß um 
die gerichtliche Execution dann einzuſchreiten ſei, wenn keine Wahrſchein⸗ 
lichkeit beſteht, daß der Rückſtand durch die den politiſchen Behörden 
eingeräumten Executionsmittel ſchleunig und mit geringer Schwierigkeit 
werde eingebracht werden können. F. K. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Fall der von der Gemeinde verfügten Ausweiſung einer mit 
ihrem Gatten in ehelicher Gemeinſchaft lebenden Frau aus dem 
Gemeindegebiete. “) | 

Durch Beſchluß des Gemeindeausſchuſſes in B. wurde Die wegen 

eines in B. ausgeführten Diebſtahls mit vier Monaten Kerker abgeſtrafte, 
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In Folge dieſer Berathung wurde beſchloſſen, den vorſtehenden 
Rechtsſatz in das Judicatenbuch einzutragen, 

Hiebei war der k. k. oberſte Gerichtshof von folgenden Erwä⸗ 
gungen geleitet: 

In dem die Baſis der Grundbuchsarbeiten bildenden Kataſter 
erſcheinen die öffentlichen oder Privatgewäſſer als beſondere Parecellen. 
Dieſe ſogenannten Waſſerparcellen bilden gleich allen anderen Parcellen 
das Object der mit der Anlegung eines Grundbuches verbundenen Ar⸗ 
beiten, welche, wie nach ſo vielen Richtungen, ſo auch hinſichtlich der 
Waſſerverhältniſſe, Klarheit zu bringen beſtimmt ſind. 

Wenn es nicht bereits grundbücherlich feſtſteht, wem eine beſtimmte 
Waſſerparcelle gehört, ſo muß den Erhebungen der in den Grundbuchs⸗ 
Anlegungs⸗Geſetzen hinſichtlich der grundbücherlich nicht eingetragenen 
Parcellen vorgeſchriebene Umfang gegeben werden. Der nächſte Zweck 
dieſer Erhebungen beſteht in der Löſung der Frage, ob dieſe Pareelle 
als öffentliches Gut von der Aufnahme in das Grundbuch auszu⸗ 
ſchließen und in dem zur Evidenzhaltung beſtimmten Verzeichniſſe erſicht⸗ 
lich zu machen oder als Eigenthum einer beſtimmten Perſon grund⸗ 
bücherlich einzutragen ſei. Die Aufgabe dieſer Erhebungen, welche ſelbſt⸗ 
verſtändlich dann zu entfallen haben, wenn es ſich um ein Gewäſſer 
handelt, hinſichtlich deſſen ſchon die Möglichkeit, daß es den Gegenſtand 
eines Privateigenthums bilde, geſetzlich ausgeſchloſſen erſcheint, beſteht 
nicht in der Herbeiführung einer abſtracten Entſcheidung über die recht⸗ 
liche Eigenſchaft eines Gewäſſers, ſondern in der Unterſuchung der 
Frage, ob eine beſtimmte Perſon als Eigenthümer eines Gewäſſers an⸗ 
zuerkennen ſei. 

Wenn die angeregte Competenzfrage überhaupt aufgeworfen werden 
ſoll, ſo muß dies ſchon in Anſehung dieſer Erhebungen geſchehen, denn 
die Coordinirung der Gerichte und der Verwaltungsbehörden ließe die 
Annahme, daß die mit den Grundbuchsarbeiten betrauten richterlichen 
Organe ihre Erhebungen etwa den Verwaltungsbehörden zur Schluß⸗ 
faſſung mitzutheilen hätten, als an und für ſich ausgeſchloſſen erſcheinen. 

Da die Verfügung darüber, ob eine Waſſerparcelle in eine 
Grundbuchseinlage oder in das zur Evidenzhaltung der grundbücherlich 
nicht eingetragenen Parcellen beſtimmte Verzeichniß aufzunehmen ſei, 


verheiratete und mit ihrem Gatten in ehelicher Gemeinſchaſt in B. 
lebende Anna E. für immer aus dem Gemeindegebiete ausgewieſen. 

Von der Bezirkshanptmannſchaft in B., ſowie in weiterer Linie 
von der Statthalterei wurde dem gegen das Ausweiſungs⸗Erkenntniß 
der Stadtgemeinde B. gerichteten Recurſe der Anna E. keine Folge 
gegeben, weil das fragliche Erkenntniß im Hinblicke auf die erfolgte 
Verurtheilung der Genannten wegen Diebſtahls gemäß § 9 der G. O. 
begründet erſcheine. 

In dem Miniſterialrecurſe wurde darauf hingewieſen, daß durch 
die Ausweiſung der Auna E. ihrem Manne, der ſeit ſeinem vierzehnten 
Lebensjahre als Schiffer in B. ſein Fortkommen finde, unberechenbarer 
Schaden erwachſe 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat jedoch unterm 24. Sep⸗ 
tember 1883, Z. 13.469, dieſem Recurſe aus den Gründen der 
Entſcheidungen der unteren Behörden keine Folge gegeben. R. 


Ergibt ſich bei Anlegung eines Grundbuches ein Zweifel darüber, 
vb ein Gewäſſer ein vffentliches oder ein Privatgewäſſer ſei, fo 
hat der Richter zur Aufklärung der Sachlage das Geeignete zu 
veranlaſſen, insbeſondere der berufenen Verwaltungsbehörde Ges 
legenheit zur rechtzeitigen Vertretung des von ihr wahrzunehmen⸗ 
den öffentlichen Intereſſes zu bieten und ſohin auf Grund des 
Ergebniſſes der gepflogenen Erhebungen ſich im eigenen Wirkungs⸗ 
kreiſe darüber ſchlüſſig zu machen, ob die betreffende Waſſerparcelle 
in eine Grundbuchseinlage einzutragen oder in das zur Evidenz⸗ 
haltung der grundbücherlich nicht eingetragenen Parcellen be⸗ 
ſtimmte Verzeichniß aufzunehmen ſei. 

Die Wahrnehmung, daß in jüngſter Zeit bei den Gerichten 
Zweifel darüber entſtanden ſind, ob der Richter berufen iſt, ſich über 
die bei Anlegung eines Grundbuches auftauchenden Fragen bezüglich der 
Behandlung der Waſſerparcellen ſchlüſſig zu machen, oder ob er die 
Eutſcheidung der politiſchen Behörde einzuholen hat, beſtimmte den 
k. k. oberſten Gerichtshof, dieſen Gegenſtand in Berathung zu ziehen. 


*) Man vergleiche die Abhandlung des Dr. Korb (die Ausweiſung aus 
der Gemeinde durch die Gemeinde) in Nr. 45 des Jahrganges 1874 dieſer 
Zeitſchrift. | 


Unſtreitig dem Richter züſteht, ſo Winde die Verweiſung der Unter⸗ 
ſuchung und Beſchlußfaſſung über die zu löſende Vorfrage an die 
Verwaltungsbehörde jedenfalls einen exceptionellen Charakter an ſich 
tragen. 

Eine Grundlage dafür könnte nur in der rechtlichen Natur des 
zu prüſenden Anſpruches oder in einer ausdrücklichen geſetzlichen Vor⸗ 
ſchrift gefunden werden. 

Darüber kann wohl nicht geſtritten werden, daß Eigenthums⸗ und 
Beſitzfragen privatrechtlicher Natur ſind und daß bei der Beurtheilung 
der Frage, ob das Eigenthum erworben oder ein nach bürgerlichem 
Rechte zu ſchützender Beſitz erlangt worden iſt, nur privatrechliche Nor⸗ 
men anzuwenden ſind. Die rechtliche Natur des vom Eigenthümer oder 
Beſitzer eines Gewäſſers geltend gemachten Anſpruches kann eine Aen⸗ 
derung dadurch nicht erfahren, daß von Seite einer Verwaltungsbehörde 
der Erwerb von Eigenthum und Beſitz beſtritten und behauptet wird, 
daß das Gewäſſer öffentliches Gut ſei Bisher wurde es nicht bezweifelt, 
daß der Richter, wenn ſeine Entſcheidung von der Vorfrage abhäugt, 
ob der Gegenſtand des Streites dem Privatverkehre entzogen ſei, auch 
dieſe Frage zu löſen habe. Im vorliegenden Falle kann es ſich aber 
nicht um ſolche Gewäſſer handeln, die an ſich dem Verkehre entzogen 
ſind. Es kommen vielmehr nur ſolche Gewäſſer in Frage, hinſichtlich 
deren die Möglichkeit, daß ſie Privatgewäſſer ſeien, geſetzlich anerkannt 
iſt, und deren Behandlung als öffentliches Gut davon abhängt, daß der 
Erwerb von Eigenthum oder Beſitz an denſelben nicht ſtattgefunden hat. 

Mit Unrecht würde man aus § 3 des Geſetzes vom 30. Mai 
1869, R G. Bl. Nr. 93, die Aufſtellung einer gegen den Beſtand 
von Privatgewäſſern ſprechenden Rechtsvermuthung folgern, denn die 
Geſetzgebung hat in unzweideutiger Weiſe die Wahrung beſtehender 
Rechtsverhältniſſe zum Ausdrucke gebracht. Wenn aber auch der Beſtand 
von Eigenthum oder Beſitz an einem Gewäſſer als ein Ausnahmsfall 
anzuſehen wäre, ſo würde er dadurch ſeiner privatrechtlichen Natur in 
keiner Weiſe entkleidet. 

Unzutreffend iſt auch die angerufene Analogie mit dem Bergrechte. 
Die politiſche Verwaltungsbehörde iſt allerdings in der Lage, Waſſer⸗ 
benützungen in öffentlichen Gewäſſern und unter Anwendung des Ent⸗ 
eignungsrechtes ſelbſt in Privatgewäſſern zu geſtatten, aber Eigenthum 


und Beſitz an einem Privatgewäſſer kann nie, wie beim Bergwerks⸗ 
eigenthümer, auf der Verleihung einer Verwaltungs behörde beruhen. 
Man muß demnach zu dem Schluſſe gelangen, daß der in dem 
gegebenen Falle bei der Grundbuchsanlegung zu prüfende Anſpruch 
privatrechtlicher Natur ſei. 
Forſcht man nach geſetzlichen Ausſprüchen, welche geeignet wären, 
als Grundlage für die Löſung dieſer Competenzfrage zu dienen, jo 
können wohl nur die Waſſergeſetze und die Geſetze über die Anlegung 
der Grundbücher in Betracht gezogen werden. i 
Die Waſſergeſetze enthalten Normen über Fragen des bürger- 
lichen Rechtes und über Fragen der öffentlichen Verwaltung. Dem 
Wirkungskreiſe der politiſchen Verwaltungsbehörden ſind aber nur die⸗ 
jenigen Angelegenheiten zugewieſen worden, welche ſich auf die Benützung, | 
Leitung und Abwehr der Gewäſſer nach dem Landesgeſetze beziehen. 
Hiebei haben die Landesgeſetze von Kärnten und Krain eine auf Art. 15 
des Staatsgrundgeſetzes über die richterliche Gewalt hinweiſende Ein- 
ſchränkung hinzugefügt und in dem niederbſterreichiſchen Geſetze wurde 
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Derjenige, der im Proceßwege ein als öffentliches Gut im Grundbuche 
bezeichnetes Object in Anſpruch nimmt, als Kläger gegen die Staatsver⸗ 
waltung aufzutreten hat, ebenſo muß die Staatsverwaltung die Kläger⸗ 
rolle übernehmen, wenn ſie das Erkenntniß anſtrebt, daß ein Grund⸗ 
buchsobject ein öffentliches Gut ſei. Die Frage, durch wen die Staats⸗ 
verwaltung hiebei zu vertreten ſei, kommt hier nicht in Betracht. 
Pleniſſimar⸗Beſchluß vom 6. Mai 1884, Z. 18, praes. 


Titeratur. 


Handbuch des öſterreichiſchen Bergrechtes. Von Dr. Ludw. 
Haberer und Fr. Zechner, k. k. Ober⸗Bergeommiſſäre in Dienſtleiſtung beim 
k. k. Ackerbauminiſterium. Wien, Manz'ſche Buchhandlung, 1884. 

Dieſes Handbuch iſt ſelbſtverſtändlich zunächſt für die bergmänniſchen Fach⸗ 
kreiſe ſowie für Bergbanvertreter beſtimmt, und wir find überzeugt, daß es in 
dieſen Kreiſen nicht nur die in vollem Maße verdiente Anerkennung finden, ſon⸗ 


an dieſer Stelle ein die richterliche Competenz wahrender Vorbehalt dern auch in kurzer Zeit ein unentbehrliches Hilfsbuch bilden wird. Wir zweifeln 
i N dei f Ren ine Stell lcher 5 

eingeſchaltet. Kein Geſetz enthält aber irgend eine Stelle, aus welcher aber auch nicht, daß die treffliche Arbeit der Verfaſſer, welche mit eingehender 
die Aufgabe der politiſchen Behörde, über Eigenthum und Beſitz an Sachkenntniß und voller Beherrſchung dieſes ſchwierigen Gebietes ihre Aufgabe 


einem Gewäſſer zu entſcheiden, gefolgert werden könnte. Den politiſchen 
Verwaltungsbehörden iſt vielmehr durch ausdrückliche geſetzliche Beſtim⸗ 
mungen die Eutſcheidung über privatrechtliche Anſprüche, welche bei den zum 
Wirkungskreiſe dieſer Behörden gehörigen Angelegenheiten geltend gemacht 
werden, entzogen worden. Wenn nun dieſe Behörden in den zu ihrem 
Wirkungskreiſe gehörigen Angelegenheiten ſich der Entſcheidung über 
privatrechtliche Anſprüche ſelbſt dann zu enthalten haben, wenn es ſich 
um öffentliche Gewäſſer handelt, und wenn nicht ein alle anderen 
ausſchließendes, ſondern nur ein concurrirendes Recht geltend gemacht 
wird, ſo kann die Anſicht, daß die politiſchen Verwaltungsbehörden in 
einer den Gerichten zugewieſenen Angelegenheit über Beſitz und Eigen⸗ 
thum an einem Gewäſſer mit Ausſchluß des Richters abzuſprechen 
haben, nicht als dem Geſetze entſprechend bezeichnet werden. 

Die Geſetze über Anlegung der Grundbücher gewähren endlich 
nicht den entfernteſten Anhaltspunkt für einen Zweifel daran, daß zur 
Auwendung dieſer Geſetze, zur Vornahme der in denſelben vorgeſchrie⸗ 
benen Amtshandlungen, zu den durch dieſelben nothwendig gemachten 
Schlußfaſſungen ausſchließlich richterliche Organe berufen ſind. Die 
Möglichkeit einer Colliſion zwiſchen der Auffaſſung der zur Vertretung 
des öffentlichen Intereſſes berufenen politiſchen Verwaltungsbehörde und 
dem von einer Partei geltend gemachten privatrechtlichen Anſpruche kann 
wohl nicht als ein die richterliche Zuſtändigkeit ausſchließender Grund 
gelten Noch weniger zuläſſig erſchiene es, mit Rückſicht auf das bethei⸗ 
ligte öffentliche Intereſſe dem Richter eine ihm durch das Geſetz zu⸗ 
gewieſene Function abzunehmen und dieſelbe im Widerſpruche mit den 
Competenzvorſchriften der Waſſergeſetze der politiſchen Behörde zuzu⸗ 
weiſen, welche durch ihre Miſſion zu einer einſeitigen Beurtheilung des 
geltend gemachten Anſpruches gedrängt erſcheint. 

Aus der Betheiligung des öffentlichen Jutereſſes läßt ſich nur 
folgern, daß der Richter wie jedes andere Organ des Staates ver⸗ 
pflichtet iſt, innerhalb ſeines Wirkungskreiſes Alles aufzubieten, was 
geeignet iſt, eine widerrechtliche Gefährdung des öffentlichen Jutereſſes 
hintanzuhalten. Dieſer Aufgabe werden ſich nicht nur der mit der 
Grundbuchsanlegung betraute Richter bei der Vornahme der 2 
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gen, bei der Sammlung des ſeiner Schlußfaſſung zur Grundlage zu 
legenden Materiales, ſowie bei der Würdigung desſelben, ſondern auch 
die zur Prüfung der Arbeiten dieſes Richters berufenen Organe gegen⸗ 
wärtig zu halten haben. 

Weun es ſich nun ergibt, daß eine Waſſerparcelle in eine Grund⸗ 
buchseinlage eingetragen wird, obgleich ſie im Namen der Staats⸗ 
verwaltung als öffentliches Gut reclamirt worden war, ſo geſtatten 
wohl die durch die Geſetze über die Anlegung der Grundbücher gebo- 
teuen Garantien, ſowie über die pflichtmäßige Thätigkeit der Gerichte 
gemachten Erfahrungen anzunehmen, daß die Möglichkeit eines richter⸗ 
lichen Irrthums nicht anders als hinſichtlich aller anderen, dem gericht⸗ 
lichen Wirkungskreiſe zugewieſenen Angelegenheiten zu würdigen ſei und 
daß man ſich wohl dabei beruhigen könne, daß das Richtigſtellungs⸗ 
verfahren beſtimmt iſt, die beſtrittene Frage zur endgiltigen Entſcheidung 
zu bringen. In der Eveutualität, daß in dieſem Verfahren der im 
Namen der Staatsverwaltung geltend gemachte Anſpruch auf den Rechts⸗ 
weg verwieſen werde, läßt ſich eine Anomalie nicht erkennen. Sowie 


gelöſt haben, auch in weiteren Kreiſen gewürdigt werden wird, und wir können 
behaupten, daß das Handbuch für jene Verwaltungsbehörden, in deren Sprengel 
Bergbau⸗Unternehmungen gelegen ſind, einen beſonderen Werth beſitzt. Wenn auch 
für den Bergbau eine beſondere, von Fachorganen geleitete Verwaltungsbehörde 
beſteht, ſo greift doch die Competenz der politiſchen Behörde in einzelne Gebiete 
des Bergweſens ein, und es finden in vielen Fällen Erhebungen durch Vertreter 
beider Verwaltungsbehörden ſtatt. In einem ſolchen Falle wird das beſprochene 
Handbuch für den Beamten der politiſchen Behörde ein ſehr willkommener Behelf 
fein, weil ja die Bergbauagenden ihm ferner liegen und er die ſpeciellen Fach⸗ 
kenntniſſe beſonders in dieſen Fragen am ſchwerſten vermißt. Es find ſelbſtver⸗ 
ſtändlich nur einzelne Abſchnitte des Handbuches, welche hier ſpeciell von Bedeu⸗ 
tung find; eine ſyſtematiſche Darſtellung und fachgemäße Inſtruction wird aber 
gewiß dazu beitragen, daß einſchlägige Fälle eine für alle Theile zweckmäßigſte 
Austragung finden. Auch die Gemeindevorſtehungen der Bergbaubezirke werden 
das Buch in vielen Fällen praktiſch verwerthen können. Ein näheres Eingehen 


-auf. den reichen Inhalt würde den uns hier bemeſſenen Raum bedeutend über⸗ 


ſchreiten und wir wollen daher nur das Handbuch, welches in ſeinem Inhalte 
ſehr überſichtlich gegliedert iſt und auch von der Verlagsfirma ſehr gut ausge⸗ 
ſtattet wurde, unſeren Leſern beſtens empfehlen. C. 


Geſetze und Verordnungen. 
1883. I. Semeſter. 


Centralblatt für Eiſenbahnen und Dampfſchifffahrt der öſter— 
reichiſch-ungariſchen Monarchie. Officieller Theil. 
Nr. 52. Ausgeg. am 8. Mai. 

Geſetz vom 24. April 1883, betreffend die Zugeſtändniſſe und Bedingungen 

für den Bau einer Localbahn von Czernowitz nach Nowoſielica. 
Nr. 53. Ausgeg. am 10. Mai. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums vom 23. April 1883, Z. 14.007, 
an die k. k. Direction für Staatseiſenbahnbetrieb in Wien, ferner an die Ver⸗ 
waltungen der Südbahn-Geſellſchaft, der Oeſterr.⸗Ungar. Staatseiſenbahn-Geſellſchaft 
und der Ung. Weſtbahn, betreffend die Geſtattung des Eiſenbahntransportes der 
in der Arlberger Dynamitfabrik zur Erzeugung gelangenden Sprengmittel auf 
den Ungariſchen Eiſenbahnen. 

Nr. 54. Ausgeg. am 12. Mai. 
Nr. 55. Ausgeg. am 17. Mai. 

Erlaß des k. k. Haudelsminiſters vom 9. Mai 1883, Z. 16.496, an den 
Verwaltungsrath der k. k. priv. Südbahn⸗Geſellſchaft, als derzeit Vorſitzenden in 
der Directorenconferenz, betreffend die Anträge der Eiſenbahn⸗Tarifenquete über 
die Zonentarife. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſters vom 9. Mai 1883, Z. 16.497, an den 
Verwaltungsrath der k. k. priv. Südbahn⸗Geſellſchaft, als derzeit Vorſitzenden 
in der Directorenconferenz, betreffend die Anträge der Eiſenbahn⸗Tarifenquete 
über die Nebengebühren. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſters vom 9. Mai 1883, Z. 16.500, an den 
Verwaltungsrath der k. k. priv. Südbahn⸗Geſellſchaft, als derzeit Vorſitzenden 
in der Directorenconferenz, betreffend die Reſolution der Eiſenbahn⸗Tarifeuquete 


über die Anwendung der Tarifgrundlagen der im Staatsbetriebe ſtehenden 
Eiſenbahnen auf alle öſterr. Eiſenbahnen. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſters vom 11. Mai 1883, Z. 16.498, an den 
Verwaltungsrath der k. k. priv. Südbahn⸗Geſellſchaft, als derzeit Vorſitzenden in 
der Directorenconferenz, betreffend die Anträge der Eiſenbahn⸗Tarifenquste über 
die Importtarife im Vergleiche mit den Inlandstarifen und die Exporttarife im 
Vergleiche mit den Tranſittarifen. 

Nr. 56. Ausgeg. am 19. Mai. 


Abdruck von Nr. 43 R. G. Bl. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſters vom 1. Mai 1883, Z. 14.378, an die 
Verwaltungen der öſterr. Eiſenbahnen, betreffend die Hinausgabe eines VII. Nach⸗ 
trages zum Eiſenbahn⸗Betriebsreglement. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums vom 5. Mai 1883, Z. 14.361, an 
die Verwaltungen der am Viehverkehre aus Galizien und der Bukowina nach 
Wien betheiligten Bahnen, betreffend die Feſtſetzung des Zeitraumes, während 
welchem Hornviehtransporte aus Galizien und der Bukowina nach Wien nicht 
gefüttert zu werden brauchen. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums vom 8. Mai 1883, Z. 16.078, betreffend 
die im deutſchen Reiche ergangene Vorſchrift über die Ermittlung des zollpflichtigen 
Gewichtes von in Eiſenbahnwagenladungen eingehenden Maſſengütern. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Vicinal⸗ 
eiſenbahn von Agram über Samobor zur Glasfabrik Osredek und eventuell von 
Samobor nach Rude, ferner von Sveta⸗Nedelja bis zur Savebrücke nächſt Agram 
oder zu einem Punkte der Agram⸗Karlſtädter Eiſenbahn. 9. April. Z. 11.256. 
H. M. 3. 15.613. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Vicinal⸗ 
eiſenbahn von Bares bis Pakräcz. 19. April. 3. 13.341. H. M. Z. 16.307. 

Nr. 57. Ausgeg. am 22. Mai. 


Nr. 58. Ausgeg. am 24. Mai. 

Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums vom 18. Mai 1883, womit für 
Juni 1883 das Aufgeld beſtimmt wird, welches bei Verwendung von Silber 
zur Zahlung der Zollgebühren zu entrichten iſt. 

Uebertragung der Conceſſion der Schleppbahn von der Station Goltſch⸗ 
Jenikau der Oeſterr. Nordweſtbahn zur Hoſtacover Zuckerfabrik an Arthur R. v. 
Clanner. 12. April. J. 11.878. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Localbahn von 
der Station Chwala⸗Pocernitz zur Station Dris der Oeſterr. Nordweſtbahn! 
10. Mai. Z. 14.631. > 

Aenderung der Statuten der Oeſterr. Nordweſt⸗Dampfſchifffahrts⸗Geſellſchaft 
in Wien. H. M. Z. 15.870. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Eiſenbahn von 
Brezova⸗Rhonitz bis Breznobänya. 27. April. Z. 14.347. H. M. 3. 16.555. 

Nr. 59. Ausgeg. am 26. Mai. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſters vom 27. April 1883, Z. 13.583, an 
ſämmtliche öſterreichiſche Eiſenbahnverwaltungen, betreffend die Einführung neuer 
Abkürzungszeichen für die metriſchen Maß- und Gewichtsgrößen. 

Nr. 60. Ausgeg. am 29. Mai. 


Nr. 61. Ausgeg. am 31. Mai. 

Abdruck von Nr. 44 R. G. Bl. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums vom 8. April 1883, Z. 9572, an 
den Verwaltungsrath der Oeſterr. Nordweſt⸗Dampfſchifffahrts⸗Geſellſchaft, betreffend 
die Einrichtung der Touage⸗Schifffahrt auf der Elbe. 

Kundmachung des k. k. Haudelsminiſters vom 22. Mai 1883, Z. 17.369, 
betreffend die Uebernahme des Betriebes der Mähriſchen Grenzbahn durch die 
Staatsverwaltung. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums vom 20. April 1883, Z. 11.015, 
an die k. k. priv. Südbahn⸗Geſellſchaft, als Vorſitzende in der Directorenconferenz 
der öſterr. Eiſeubahnen, betreffend die Befreiung von den Gebühren für die an 
das k. u. k. Reichs⸗Kriegsminiſterium und die Territorialeommanden zu erſtat⸗ 
tenden telegraphiſchen Anzeigen über Eiſenbahn⸗Betriebsunterbrechungen. 

Agiozuſchlag zu den Fahr⸗ und Frachtgebühren auf den öſterr.⸗ ung. 
Eiſenbahnen. 24. Mai. 

Nr. 62. Ausgeg. am 

Abdruck von Nr. 80 R. G. Bl. 

Nr. 63. Ausgeg. am 5. Juni. 
Kundmachung des k. k. Handelsminiſteriums vom 23. April 1888, 
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3. 13.522, betreffend ungiltig gewordene Certificate anſpruchsberechtigter Militär⸗ 
aſpiranten. 

Erlaß der k. k. Generalinſpection der öſterr. Eiſenbahnen vom 22. Mai 
1883, 3. 6809—1I, an ſämmtliche öſterr. Eiſenbahnverwaltungen, betreffend 
Sicherheitsmaßregeln im Zugsverkehre. 

Kundmachung des k. k. Handelsminiſteriums vom 23. April 1883, 3 12.970, 
betreffend ungiltig gewordene Certificate anſpruchsberechtigter Militäraſpiranten. 
Nr. 64. Ausgeg. am 7. Juni. 

Abdruck von Nr. 81 R. G. Bl. 

Erlaß der k. k. Generalinſpection der öſterr. Eiſenbahnen vom 29. Mai 
1883, Z. 7205 —1III, an ſämmtliche öſterr. Eiſenbahnverwaltungen, betreffend die 
Behandlung von Differenzen zwiſchen den reſtringirten und den früheren höheren 
Desinfectionsgebühren als Partei⸗Plus⸗Guthabeu im Falle verſpäteter Einführung 
der Ermäßigungen. 

Erlaß der k. k. Generalinſpection der öſterr. Eiſenbahnen vom 30. Mai 
1883, 3. 5993—1I, an ſämmtliche öſterr. Eiſenbahnverwaltungen, betreffend die 
rechtzeitige und genaue Verſtändigung des k. k. Poſtcoursbureau im k. k. Handels⸗ 
miniſterium von der Einführung, reſp. Aenderung der Fahrpläne. 

Nr. 65. Ausgeg. am 9. Juni. 


(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem Statthalter in Böhmen FM. Alfred Frei⸗ 
herrn von Kraus taxfrei den Orden der eiſernen Krone erſter Claſſe mit der 
Kriegsdecoration verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem k. und k. außerordentlichen Geſandten und 
bevollmächtigten Miniſter in Bukareſt Ernſt Freiherrn von Mayr das Großkreuz 
des Franz⸗Joſeph⸗Ordens, dem k. und k. Legationsrathe Rüdiger Freiherrn von 
Biegeleben das Comthurkreuz dieſes Ordens mit dem Sterne, dann dem 
k. und k. Legationsſecretär bei der Botſchaft in Conſtantinopel Guido Freiherrn 
von Call⸗Roſen burg taxfrei den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe und 
dem k. und k. Honorar⸗Viceconſul in Bruſſa Robert Falkeiſen das Ritterkreuz 
des Franz⸗Jofeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben den k. und k. Vertreter in Belgrad, Titulargeſandten 
Grafen Rudolph Khevenhüller⸗Metſch zum wirklichen außerordentlichen Ge⸗ 
ſandten und bevollmächtigten Miniſter ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem penſionirten Poſtrathe Robert Laug taxfrei 
Herr Titet und Charakter eines Oberpoſkrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Finanzrathe und Leiter der Finanzprocuratur 
in Laibach Dr. Joſeph Racie taxfrei den Titel und Charakter eines Oberfinanz⸗ 
rathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Finanzrath Alois Eiſenhauer zum Ober⸗ 
finanzrathe der Finanz⸗Landesdirection in Wien ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Finanzrathe Franz Petzold taxfrei den Titel 
und Charakter eines Oberfinanzrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Gerenten des Viceconſulates in den Dardanellen 
Demeter Xanthopulo zum Honorar⸗Viceconſul daſelbſt ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Hauptſteuereinnehmer Heinrich Cypers von 
Landrecy das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Statthaltereiſecretär Dr. Maximilian Dierkes zum Bezirkshauptmanne und die 
Bezirkscommiffäre Alfred Ritter von Bernd und Guido Freiherrn von Siber zu 
Statthaltereiſecretären ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Statthaltereiſecretär Maximilian Edlen von Matt zum Bezirkshauptmanne in 
Böhmen ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Director der Tabak-Hauptfabrik in Wien 
Franz Sobola, die Directoren der Tabakfabriken Auguſt Höchsmann in Kla⸗ 
genfurt und Alois Schneider in Stein und den Secretär der Generaldirection 
der Tabakregie Karl Payer zu Inſpectoren bei Tabak-Hauptfabriken zweiter 
Kategorie ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Bergverwalter bei der Salinenverwaltung in 
Bochnia Johann Hickel zum Oberbergverwalter ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Lottoamtsverwaltern Friedrich Kühnel in 
Linz und Joſeph Hofmaun in Trieſt die angeſuchte Ueberſetzung, und zwar 
Erſterem nach Prag und Letzterem nach Linz bewilligt. 


Erledigungen. 


Amtsofficialsſtelle in der zehnten Rangsclaſſe, eventuell eine Aſſiſtenten⸗ 
ſtelle in der eilften Rangsclaſſe bei der k. k. Tabak⸗Verſchleißniederlage in Wien 
gegen Caution, bis Ende Juni. (Amtsbl. Nr. 127.) 

Kanzliſtenſtelle in der eilften Rangsclaſſe bei der k. k. Centralanſtalt für 
Meteorologie und Erdmagnetismus in Wien, bis 12. Juli. (Amtsbl. Nr. 129.) 

Zwei Bezirks⸗Thierarztesſtellen in der eilften Rangsclaſſe bei den politi⸗ 
ſchen Behörden in Dalmatien, bis 1. Juli. (Amtsbl. Nr. 129.) 


diezu als Beilage: Bogen 9 der Erkennt⸗ 
niſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 
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